
legten Beeinträchtigungen (siehe oben). Es besteht somit eine gra-
vierende Beeinträchtigung der Gesundheit, die bereits lebensbe-
drohliches Ausmaß erreicht hat und auch die Arbeitsfähigkeit ist 
nicht mehr gegeben. Zudem kann der Patient wohl auch nicht 
mehr für all seine lebenswichtigen persönlichen Bedürfnisse sor-
gen. Eine Behandlungsbedürftigkeit ist somit angesichts der dar-
gelegten Maßstäbe ebenfalls zu bejahen. Die medizinisch-wissen-
schaftliche Einordnung des Falls zeigt zudem deutlich, dass eine 
Therapie auch nach den medizinischen Maßstäben eindeutig an-
gezeigt wäre. Eine Therapiealternative in Form einer Operation 
besteht vorliegend bereits aus medizinischen Gründen nicht mehr. 

Bei der Abwägung der Interessen des Patienten mit jenen der 
Versichertengemeinschaft ist in diesem Fall auf den tragischen 
Verlauf der Erkrankung abzustellen. Judikatur und Lehre vertre-
ten, dass die Höhe der Kosten umso mehr in den Hintergrund 
tritt, je höher das tangierte Gut zu bewerten ist, dem Überleben 
des Patienten muss dabei absolute Priorität zukommen.27 

Der Fall verdeutlicht auch, dass eine frühzeitige Therapie not-
wendig ist. Abgesehen davon, dass auch weniger starke Ausprä-
gungen von Adipositas (sowie Begleiterkrankungen) den Krank-
heitsbegriff bereits erfüllen können (siehe oben), ist es den Ver-
sicherten nach der Judikatur des OGH nicht zumutbar zuzuwar-
ten, bis sich die Erkrankung weiter verschlimmert und 
schließlich einen lebensbedrohlichen Zustand erreicht, um sich 
erst dann einer intensiveren, belastenderen und oft auch kosten-
intensiveren medizinischen Behandlung unterziehen zu müs-

sen.28 Dies entspricht im Übrigen wohl auch nicht dem Interesse 
der Versichertengemeinschaft. Eine Krankenbehandlung iSd 
§ 133 ASVG kann vielmehr auch der Stabilisierung des Krank-
heitszustands und der Verhinderung der absehbaren Verschlech-
terung dienen und stellt diesfalls keine Prophylaxe dar. 

D. Conclusio 

Die dargestellten Fallkonstellationen zeigen, dass eine medika-
mentöse Adipositastherapie – einschließlich der Behandlung 
mit GLP-1-Rezeptoragonisten – hier sowohl medizinisch-wis-
senschaftlich indiziert als auch rechtlich als Krankenbehandlung 
iSd § 133 iVm § 120 ASVG zu qualifizieren ist, sodass die Vo-
raussetzungen für eine Kostenübernahme erfüllt sind. Diese The-
rapien haben im vorliegenden Fall keinerlei Bezug zur sog „Life-
style-Medizin“, sondern stellen eine medizinisch indizierte und 
gebotene Intervention zur Wiederherstellung der Gesundheit 
und der Arbeitsfähigkeit sowie – in besonders schweren Fällen 
– zur Sicherung des Überlebens der Patient:innen dar. Von der 
Befriedigung bloß „höchstpersönlicher Bedürfnisse“ der privaten 
Lebenssphäre der Versicherten29 kann daher keine Rede sein. 
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Am 20. 11. 2025 veranstaltete das Institut für Ethik und Recht in 
der Medizin (IERM) an der Universität Wien in Kooperation mit 
der Medizinischen Universität Wien die IERM-Jahrestagung 
2025: Zwischen Sicherheit und (Un-)Freiheit: Gesundheitsversor-
gung im Kontext eingeschränkter Freiheit. Die Veranstaltung wid-
mete sich der Gesundheitsversorgung in Settings, in denen Men-
schen in ihrer Freiheit eingeschränkt sind oder eingeschränkt 
werden können. Ob in Justizanstalten, psychiatrischen Einrich-
tungen, Pflegeheimen oder im Rahmen der Verwaltungshaft – in 
verschiedenen Kontexten stellen sich ethische, rechtliche und 
praktische Fragen zur medizinischen Versorgung, zur Wahrung 
von Patient:innenrechten sowie zur Autonomie der Betroffenen. 
Im Zuge der Tagung wurden die einschlägigen rechtlichen 
Grundlagen, ethischen Fragestellungen und praktischen Erfah-

rungen miteinander verknüpft und aus interdisziplinärer Per-
spektive beleuchtet. Die Tagung fand ganztägig im Josephinum 
der Medizinischen Universität Wien statt und wurde von der 
Journalistin Dr.in Maria Harmer (ORF Religion und Ethik, Wis-
senschaft, Aktueller Dienst) moderiert. 

Eingangs begrüßte der Leiter des IERM Univ.-Prof. Dr. Karl 
Stöger (IERM, Institut für Staats- und Verwaltungsrecht, Univer-
sität Wien) die Anwesenden und bot einen kurzen Überblick über 
den Begriff der „Unfreiheit“ und dessen Bedeutung im Gesund-
heitswesen. So gebietet die positive Schutzpflicht des Staates, dass 
sämtliche Personen, die in Kontexten der eingeschränkten Frei-
heit leben, vom Staat gleichermaßen unterstützt werden müssen. 

Die Keynote wurde von der Leiterin des Menschenrechtsbeirats 
der Volksanwaltschaft, Ass.-Prof.in DDr.in Renate Kicker (Men-
schenrechtsbeirat der Volksanwaltschaft), präsentiert, die die Rolle 
der präventiven Menschenrechtskontrolle der Volksanwaltschaft 
im Hinblick auf die Tagungsthemen erläuterte. Im Rahmen dieser 
vorbeugenden Kontrolle von Einrichtungen, in denen Personen 
gegen ihren Willen angehalten oder in ihrer Bewegungsfreiheit 
eingeschränkt werden, wird angestrebt, Menschenrechtsverletzun-
gen möglichst vorausschauend zu verhindern. Kicker betonte an-
hand von Beispielen, dass es nicht an den theoretischen Standards 
mangle, sondern an der praktischen Umsetzung derselben. 

27 Näher Tomandl, JAS 2021, 132 (137). OGH 25. 1. 2000, 10 ObS 202/99 z. 
28 OGH 25. 1. 2000, 10 ObS 202/99 z. 
29 Diese sieht der OGH als „Life-Style-Medizin“ als nicht vom Anspruch auf 

Krankenbehandlung erfasst, OGH 10 ObS 227/03 k ZAS 2006/14, 88 (Pfeil). 
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Univ.-Prof. Dr. Alois Birklbauer (Abteilung für Praxis der 
Strafrechtswissenschaften und Medizinstrafrecht, Johannes Kep-
ler Universität Linz) widmete sich in seinem Vortrag „Schlechte 
Gesundheit als zusätzliche Strafe? Rechtliche Aspekte zur Ge-
sundheit im Strafvollzug“ der strafrechtlichen Relevanz des Ge-
sundheitszustands von inhaftierten Personen. Er hob hervor, 
dass gesundheitsbezogene Faktoren, selbst wenn diese für die 
Straftat kausal waren, regelmäßig nicht mildernd für den Straf-
rahmen berücksichtigt werden. Des Weiteren betonte Birklbauer 
die Wichtigkeit einer positiven Präventionsdiagnose. Für diese 
sei die Gesundheit eines:r Insass:in von wesentlicher Bedeutung, 
um die Chance zu haben, vorzeitig entlassen zu werden. 

Darauffolgend verschaffte Dr.in Vera Lassmann (Justizanstalt 
Josefstadt, Fachärztin für Allgemein- und Familienmedizin) an-
hand der Präsentation diverser Patient:innenansuchen den Teil-
nehmer:innen spannende Praxiseinblicke in ihren Arbeitsalltag 
als Allgemeinmedizinerin in der größten Justizanstalt Österreichs. 
Organisatorischer Aufwand, Sprachbarrieren, Personalmangel und 
eine erhöhte psychische Belastung seien allgegenwärtige Problem-
felder als Arzt:Ärztin in der Justizanstalt Josefstadt. Allerdings sei 
es vor allem eine besonders bereichernde und vielfältige Arbeit. 

Nach einer kurzen Kaffeepause referierte Dr. Peter Kastner 
(Volksanwaltschaft) über die menschenrechtlichen Aspekte von 
Gesundheit in Haft. So müsse auch innerhalb des Settings Haft 
derselbe Grund- und Menschenrechtsrahmen hinsichtlich des 
Schutzguts Gesundheit eingehalten werden, wie dieser außerhalb 
des Strafvollzugs gewährleistet wird. Demzufolge sollten Haftbe-
dingungen stets individuell angepasst werden, um eine spezifi-
sche Betreuung bei Gesundheitsbeschwerden sicherstellen zu 
können. Der Volksanwaltschaft komme in dieser Hinsicht eine 
wichtige Rolle zu. 

Aussagekräftige Zahlen betreffend Suizid in Justizanstalten 
lieferte Mag.a Claudia Mika (Fachgruppe Suizidprävention im 
Straf- und Maßnahmenvollzug, BMJ). Die wichtigsten Erkennt-
nisse können wie folgt zusammengefasst werden: Männer wür-
den viel häufiger Suizid begehen als Frauen, die erste Zeit der 
Inhaftierung sei die riskanteste und es gebe vielzählige Faktoren, 
die Suizid(versuche) antreiben würden. Zum Zwecke der Ein-
dämmung von Suiziden in den Justizanstalten sowie der Analyse 
der Hintergründe wurde deshalb seitens des BMJ eine Fachgrup-
pe für Suizidprävention in (Straf-)Haft ins Leben gerufen. 

Vor der Mittagspause gab Univ.-Ass. Mag.a Klara Doppler 
(IERM, Universität Wien) einen Überblick über das Pilotprojekt 
„Telemedizin in Haft“. Anhand einer Beschreibung des Status 
quo der medizinischen Versorgung wurde das digitale Tool als 
(teilweise) Lösungsoption präsentiert. Die Stärken und Limita-
tionen der Telemedizin konnten schließlich durch die erstmalige 
Präsentation der Ergebnisse einer umfassenden Interviewstudie, 
näher beleuchtet werden. So sei Telemedizin keine „one size fits 
all“-Lösung, sondern müsse auf die jeweiligen Gegebenheiten in 
den einzelnen Justizanstalten angepasst werden. 

Das Nachmittagsprogramm leitete Dr. Stefan Dinges (IERM, 
Medizinische Universität Wien) mit einem Fokus auf ethische As-
pekte und Dimensionen bei Gesundheitsentscheidungen in Situa-
tionen bzw in Einrichtungen mit Freiheitslimitierung ein. Er be-
tonte, dass – unabhängig von der Art und Ursache der Einschrän-
kungen – stets die Einhaltung der ethischen Prinzipien geboten 
sei. So ist etwa eine aktive (Patient:innen/Klient:innen-)Beteili-
gung essenziell, um auch bei eingeschränkter Freiheit einen selbst-
bestimmten und würdigenden Gestaltungsraum zu ermöglichen. 

Sabine Benczur-Juris, MA (Bereich Menschen mit Behinde-
rung, Caritas Erzdiözese Wien) bot daraufhin Einblicke in die 

medizinische Versorgung von Menschen mit Behinderung in 
den Einrichtungen der „Caritas Socialis“. Dabei betonte sie, dass 
betroffene Personen oft missverstanden seien und ihr Verhalten 
fehlinterpretiert würde. Dies führe teilweise zu mechanischen, 
elektronischen oder medikamentösen Freiheitsbeschränkungen. 
Auch Benczur-Juris hob hervor, wie wichtig es ist, Menschen mit 
Beeinträchtigungen freie Entscheidungen und Autonomie zuzu-
gestehen. Gerade eine gute Kommunikation sei besonders mit 
dieser Personengruppe ausschlaggebend. 

Anschließend widmete sich Univ.-Ass. Mag. Leon Seller (Ins-
titut für Staats- und Verwaltungsrecht, Abteilung Medizinrecht, 
Universität Wien) dem rechtlichen Graubereich von Zwangsbe-
handlungen in der präklinischen Notfallmedizin. Dabei wurde 
die Rechtsfrage aufgegriffen, wie in der Praxis mit jenen nicht 
entscheidungsfähigen Patient:innen vorzugehen ist, die sich kör-
perlich gegen medizinisch indizierte Behandlungen wehren und 
auf die weder das UbG noch das StVG anzuwenden ist. Seller 
zeigte auf, dass sowohl eine Entscheidung für als auch gegen eine 
Behandlung mit möglichen strafrechtlichen Konsequenzen ein-
hergehen könne. Zudem seien auch öffentlich-rechtliche Frage-
stellungen, wie eine potenzielle Missachtung des Gewaltmono-
pols und Spannungen auf grundrechtlicher Ebene, zu beachten. 

Mag. Martin Schenk (Psychologe, Diakonie, Menschenrechts-
beirat der Volksanwaltschaft, FH Wien Soziale Arbeit, Joanneum 
Graz) referierte nach der Kaffeepause über die medizinische Ver-
sorgung in Schubhaft. Besonders dieses Setting des Freiheitsent-
zugs – dessen Grundlage gerade nicht auf strafrechtliche oder 
medizinische Gründe zurückzuführen ist – bietet laut dem Vor-
tragenden diverse ethische und praktische Konfliktpotenziale. So 
könne etwa die Unabhängigkeit der Amtsärzt:innen aufgrund ih-
rer (polizeilichen und ärztlichen) Doppelstellung nicht immer 
gewährleistet werden. Des Weiteren träten laut Schenk aufgrund 
der hohen Prävalenz von Sprachbarrieren vermehrt Verständi-
gungsprobleme oder Unklarheiten auf. Es bräuchte folglich di-
verse Adaptierungen wie die Einführung eines sozialen Dienstes. 

Im Rahmen seines Vortrags zu den „Herausforderungen der 
epistemischen Ungerechtigkeit in der psychischen Gesundheits-
versorgung“ erläuterte Priv.-Doz. Dirk Kindermann, BA MA 
PhD (Institut für Philosophie, Universität Wien) die Auswirkung 
bestimmter Stigmata auf die Betreuung und Behandlung von Pa-
tient:innen insb im Kontext psychiatrischer Einrichtungen. Daher 
sei eine Sensibilisierung des Gesundheitspersonals entscheidend, 
um Patient:innen – unabhängig von Faktoren wie Geschlecht, Al-
ter oder Diagnose – vorurteilsfrei und angemessen zu begegnen. 

Dr.in Irmtraud Sengschmied (Fachbereich Bewohnervertre-
tung, Bereich Region Niederösterreich/Burgenland, Vertretungs-
Netz) und Mag. Bernhard Braher (Bewohnervertretung und 
Rechtsberatung) gaben nähere Einblicke in ihre Tätigkeit in der 
Bewohnervertretung, die sie anhand der Fallvignette einer 66- 
jährigen Patientin verbildlichten. Diese war durch eine intensive 
medikamentöse Intervention in ihrer Freiheit beschränkt wor-
den. Aufgrund einer durch die Bewohnervertretung eingeleiteten 
Überprüfung und den darauffolgenden Maßnahmen konnte die 
Dame ihre Freiheit und Lebenslust wieder zurückerlangen. Die-
ses Beispiel zeigt, wie wichtig die Kontrolle durch das Vertre-
tungsNetz im Zusammenhang mit dem HeimAufG ist. 

Am Ende der Veranstaltung konnten die Teilnehmenden mit 
einem:einer Partner:in durch Reflexionsfragen die Veranstaltung 
Revue passieren lassen. Die aufschlussreiche Tagung schloss 
Univ.-Prof. Dr. Stöger und verwies im gleichen Zug auf die nächs-
te IERM-Jahrestagung am 27. 11. 2026 zum Thema „Sterbever-
fügung“. 
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